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Beschlußempfehiung und Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Bundesministers der Finanzen 
— Drucksache 12/7970 — 


Einwilligung gemäß § 65 Abs. 7 der Bundeshaushaltsordnung in die Veräußerung 
der Lufthansa-Anteile des Bundes 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitbegründer der Deut- 
schen Lufthansa AG (DLH) seit 1953 an d(3r Luftverkehrsgesell- 
schaft mit Mehrheit beteiligt. Die Veräußerung der Anteile des 
Bundes an der DLH ist Bestandteil der Privatisierungspolitik der 
Bundesregierung. Einer Verringerung der Bundesbeteiligung 
steht die Zusatzversorgung der Mitarbeiter über eine Beteiligung 
an der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) 
entgegen. 


B. Lösung 

Mit der Lösung der VBL-Problematik wird die notwendige Voraus- 
setzung zur Privatisierung der DLH geschaffen: 

— Die DLH und ihre VBL-beteiligten Tochtergesellschaften schei- 
den am 31. Dezember 1994 aus der VBL aus. Die VBL erbringt 
auch danach die satzungsgemäßen Leistungen an die heutigen 
Rentner der DLH. Außerdem leistet die VBL satzungsgemäß an 
die heutigen Mitarbeiter der DLH im Versicherungsfall die bis 
zur Beendigung der VBL-Beteiligung der DLPl erreichten 
Versicherungsrenten. 

— Die DLH übernimmt ab 1. Januar 1995 die zukünftigen Ver- 
pflichtungen, die aus der Zusage einer mit der VBL-niveauglei- 
chen Zusatzversorgung nach Abzug der Versicherungsrenten 
entstehen: 



Drucksache 12/8080 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


a) Die DLH sichert unverfallbare Pensionsanvrartschaften, die 
nach aktuellen Berechnungen 1,6 Mrd. DM betragen, in 
vollem Umfang ab. Durch steuerunschädliche Auflösung 
bilanzieller Sonderposten mit Rücklagenanteil in Höhe von 
1,1 Mrd. DM und durch Einbuchung einer verzinslichen 
Forderung gegen den Bund in Höhe von 0,5 Mrd. DM 
können die Pensionsrückstellungen um insgesamt 1,6 Mrd. 
DM zum 1. Januar 1995 erhöht werden. 

b) Für Versorgungsanwartschaften, die nach dem 1. Januar 
1995 entstehen, wird die DLH künftig Pensionsrückstellun- 
gen bilden. 

c) Die DLH übernimmt die Betriebsrenten für die Mitarbeiter, 
die ab 1. Januar 1995 in den Ruhestand gehen. 

d) Die DLH sichert die jeweils bestehenden Anwartschaften 
und die von ihr zu zahlenden Betriebsrenten durch Beitritt 
zum Pensionsversicherungsverein (PSV) ab. 

Einvernehmliche Zustimmung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ablehnung des Antrags. 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen folgende Kosten: 

— Der Bund gewährt der DLH eine verzinsliche Forderung von 
500 Mio. DM, die unter Berücksichtigung eines Zinssatzes von 
5,5 V. H. in 10 gleichen Jahresraten von je 66,33 Mio. DM ab 
1995 nachschüssig getilgt wird, 

— der Bund leistet für die DLH die Gegenwertzahlung zur 
Sicherstellung der Versorgung der heutigen LH-Rentner an die 
VBL in Höhe von 1 050 Mio. DM durch 15 gleiche Jahresraten 
zu je 80,91 Mio. DM. 

Darüber hinaus übernimmt der Bund zugunsten der am 3 1 . Dezem- 
ber 1994 bei der DLH beschäftigten Mitarbeiter eine Garantie, die 
von der C&L Treuarbeit verwaltet wird und sich im Anfangsjahr 
1995 auf 1,1 Mrd. DM beläuft. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Antrag des Bundesministers der Finanzen — Drucksache 
12/7970 — zuzustimmen. 

Bonn, den 23. Juni 1994 

Der Haushaltsausschuß 


Rudi Walther (Zierenberg) 

Vorsitzender 


Ernst Waltemathe 

Berichterstatter 


Wilfried Bohlsen 


Werner Zywietz 
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Bericht der Abgeordneten Ernst Waltemathe, Wilfried Bohisen 
und Werner Zywietz 


I. Der Deutsche Bundestag hat den Antrag des 
Bundesministers der Finanzen auf Drucksache 
12/7970 in seiner 234. Sitzung am 17. Juni 1994 
dem Haushaltsausschuß federführend üb(uwie- 
sen. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner 
97. Sitzung am 23. Juni 1994 beraten und einver- 
nehmlich bei Abwesenheit des Vertreters der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und des Vertreters der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme 
des Antrages empfohlen. 


Bonn, den 23. Juni 1994 


II. Im Haushaltsausschuß bestand Einvernehmen dar- 
über, daß mit der Lösung der VBL-Problematik die 
notwendige Voraussetzung für die Privatisierung 
der Deutschen Lufthansa AG geschaffen worden 
sei. Mit der nunmehr getroffenen Regelung könn- 
ten alle Beteiligten auskommen. Somit sei langfri- 
stig die wirtschaftliche Situation der Lufthansa 
gesichert. 

Der Haushaltsausschuß vertrat die Auffassung, daß 
die Veräußerung der bundeseigenen Lufthansa- 
Anteile den Aktienkurs nicht belasten dürfe. 


Ernst Waltemathe Wilfried Bohisen Werner Zywietz 

Berichterstatter 
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